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Rechtliche Regelung der Gemeinschaften von Bürgern (§266 ZGB)
Dt. GUSTAV-ADOLF LÜBCHEN, Hauptabteilungsleiter, und Dr. RONALD BRACHMANN, wiss. Mitarbeiter 
im Ministerium der Justiz

Die Aufgabe, mit der Verwirklichung der Beschlüsse des 
XI. Parteitages der SED auch eine neue Qualität in der Kom
munalpolitik zu erreichen1, schließt ein, das Zusammenwir
ken der örtlichen Staatsorgane und der Bürger weiter zu ent
falten. Dazu gehört u. a. die staatlich-rechtliche Leitung und 
Unterstützung der Gemeinschaften von Bürgern.

Nach § 266 ZGB können sich Bürger zur Verbesserung 
ihrer Arbeite- und Lebensbedingungen zu Gemeinschaften 
zusammenschließen, um durch Arbeitsleistungen und mate
rielle Mittel Baulichkeiten, Einrichtungen und Anlagen für 
die kollektive und individuelle Nutzung zu schaffen und zu 
unterhalten.1 2 Das entspricht dem Bedürfnis der Bürger nach 
Objekten und Anlagen für die Verbesserung ihrer Wohn
verhältnisse, für eine sinnvolle Freizeitgestaltung, zur Erho
lung sowie für den Schutz und die Sicherung ihres persönli
chen Eigentums. Anliegen der Bestimmung über Gemein
schaften ist es, die auf die Durchsetzung dieser Interessen 
gerichteten Aktivitäten der Bürger zusammenzuführen.3

Der Zusammenschluß von Bürgern in Gemeinschaften ist 
Ausdruck sozialistischer Demokratie und fördert sozialisti
sche Verhaltensweisen. Die Tätigkeit der Gemeinschaften ist 
durch kollektives Handeln, kameradschaftliche Zusammen
arbeit und gegenseitige Hilfe geprägt. Die Gemeinschaften 
haben nicht nur das Ziel, die materiellen und kulturellen 
Bedürfnisse ihrer Mitglieder zu befriedigen, sondern sie tra
gen auch dazu bei, wichtige kommunalpolitische Aufgaben 
zu lösen.

Die Regelungen des ZGB über Gemeinschaften von Bür
gern haben sich in der Praxis bewährt und viele Initiativen 
zur Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen aus
gelöst.4 Überall in der DDR und in großer Anzahl und Viel
falt sind derartige. Gemeinschaf ten entstanden.5 Umfang und 
Wert der von ihnen geschaffenen Objekte sind erheblich.

Die Bestimmungen des ZGB lassen Raum für die Bildung 
verschiedenartiger Gemeinschaftstypen und deren rechtliche 
Ausgestaltung. Die wichtigsten Gemeinschaftsarten, die sich 
in der Praxis herausgebildet haben, sind:
— Garagengemeinschaften,
— Gemeinschaften auf dem Gebiet des Erholungswesens 

(Bungalowgemeinschaften) ,6
— Gemeinschaften der gegenseitigen Hilfe beim Eigenheim

bau,
— Gemeinschaften zur Schaffung und Unterhaltung von 

Bootshäusern und -schuppen, Bootsstegen und Gleitbah
nen für Boote,

— Antennengemeinschaften,
— Gemeinschaften zur Errichtung und zum Betreiben von 

Energieabnehmer anlagen,
— Gemeinschaften zur Errichtung und zum Betreiben von 

Wasserversorgungs- bzw. -entsorgungsanlagen.

Abschluß und Inhalt des Gemeinschaftsvertrags

Rechtliche Grundlage für die Bildung und Tätigkeit einer Ge
meinschaft von Bürgern ist ein zivilrechtlicher Vertrag. Sei
ner Ausgestaltung kommt große Bedeutung zu, um die Rechte 
und Pflichten der Vertragspartner klar und eindeutig zu re
geln und die Gemeinschaftsbeziehungen störungsfrei zu or
ganisieren. Wie die Praxis zeigt, sind Inhalt und Form der 
Gemeinschaftsverträge sehr unterschiedlich. Häufig tragen 
Gemeinschaftsverträge auch andere Bezeichnungen — wie 
z. B. Statut, Ordnung oder Satzung — und enthalten Festle
gungen, die genossenschaftsrechtlichen Regelungen entspre
chen. Ihr zivilrechtlicher Charakter ändert sich dadurch aber 
nicht.7

Der Gemeinschaftsvertrag ist schriftlich abzuschließen 
(§ 267 Abs. 2 Satz 1 ZGB) und bedarf der Unterschrift aller 
Vertragspartner.8 Diesem Erfordernis wird nicht immer ent
sprochen. Mitunter haben Bürger mit der gemeinsamen Aus
führung von Arbeiten begonnen, ohne einen schriftlichen 
Vertrag abgeschlossen und sich ausreichend Klarheit über 
ihre Rechte und Pflichten verschafft zu haben. Ein nur münd
lich geschlossener Vertrag ist aber gemäß § 66 Abs. 2 ZGB 
nichtig, d. h. die Gemeinschaft ist nicht wirksam gebildet 
worden.9 Die gesetzlich geforderte Schriftform ist auch nicht 
gewahrt, wenn zwar ein schriftlicher Gemeinschaftsvertrag 
vorliegt, die Vertragspartner darüber jedoch nur abgestimmt 
bzw. diesem zugestimmt haben, ohne daß ihn alle unter

schrieben haben. Das Erfordernis der Schriftform gilt auch 
für spätere Vertragsänderungen. Beschlußfassungen in Ver
sammlungen der Gemeinschaft reichen dafür ebenfalls nicht 
aus.

Das ZGB orientiert in § 267 Abs. 1 auf die eigenverant
wortliche Festlegung der vertraglichen Rechte und Pflichten 
durch die Vertragspartner. Die weitgehend dispositive Rege
lung der Gemeinschaftsbeziehungen läßt genug Raum, damit 
die Gemeinschaften in Abhängigkeit von ihrer Zielstellung 
und Größe die erforderlichen Festlegungen treffen können. 
Nicht immer sind jedoch die Gemeinschaftsverträge konkret 
ausgestaltet. Einige enthalten nur Rahmenbestimmungen, aus 
denen die Rechte und Pflichten der Vertragspartner nicht 
eindeutig hervorgehen. Daraus resultieren oft Unklarheiten 
über die Eigentums- und Nutzungsverhältnisse sowie Pro
bleme bei der Organisation der gemeinschaftlichen Tätigkeit.

Ungeachtet der sich aus dem jeweiligen Gemeinschaftstyp 
ergebenden Besonderheiten sollte jeder Gemeinschaftsver
trag exakte Festlegungen10 darüber enthalten,
— welchen Zweck (Ziele und Aufgaben) die Gemeinschaft 

verfolgt,
— in welchem Umfang Arbeitsleistungen und finanzielle 

Mittel bei der Errichtung und späteren Unterhaltung der 
Gemeinschaftsanlagen zu erbringen sind,

— welche Eigentumsverhältnisse an den geschaffenen Sachen 
entstehen (gemeinschaftliches Eigentum aller oder indi
viduelles Eigentum der einzelnen Vertragspartner),

— wie die gemeinschaftliche Tätigkeit organisiert und gelei
tet wird,

— wie und durch wen die Gemeinschaft im Rechtsverkehr 
vertreten wird,

— zu welchem Zeitpunkt oder unter Einhaltung welcher 
Frist ein Partner aus dem Vertrag durch Kündigung aus- 
scheiden und unter welchen Voraussetzungen die Gemein
schaft einzelnen Vertragspartnern kündigen kann,

— wie der Ausscheidende seinen Anteil am gemeinschaftli
chen Eigentum realisieren und seine Rechte an einen Nach
folger übertragen kann,

— wann und wie die Gemeinschaft aufgelöst wird.
Die Ziele der Gemeinschaften können immer nur ent

sprechend den territorialen Möglichkeiten und Bedingungen 
realisiert werden. Um zu gewährleisten, daß sich die Ge
meinschaftsvorhaben nach den territorialen Erfordernissen 
richten, ist eine enge Zusammenarbeit der Gemeinschaft mit 
den örtlichen Staatsorganen erforderlich. Die an der Bildung 
einer Gemeinschaft interessierten Partner sollen deshalb be
reits vor Vertragsabschluß eine Abstimmung mit den örtli-
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